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1. ZIELSTELLUNG VON
VERDACHTSFALLERFASSUNG UND FORMALER
ERSTBEWERTUNG
Die Altlastenbehandlung nach Sächsischer Altlastenmethodik (SALM) verfolgt als Teilbereich
des Umweltschutzes das Ziel, schädliche Auswirkungen von Schadstoffherden auf
Schutzgüter zu erfassen und abzuwenden. Nach derzeitigem rechtlichen Stand (siehe u.a.
[5], [6]) besteht bundesweit Konsens zu folgenden Grundsätzen:

•  Schaffung eines hinreichenden Kenntnisstandes über die Altlastensituation in den
Bundesländern als Grundlage für den Umweltvollzug;

•  der Verdacht oder Tatbestand einer Gefährdung bzw. Schädigung von
Schutzgütern als Handlungsgrundlage;

•  die Angemessenheit des Handlungsaufwandes je nach objektkonkretem
Sachverhalt und auf der Basis gesellschaftlich anerkannter Schutzziele;

•  das Bestreben nach Berechenbarkeit des zu erwartenden Aufwands im Einzelfall
und der Vergleichsbasis von Altlasten.

Diesen Grundsätzen Rechnung tragend und angepaßt an die begrenzten Finanzmittel
führten die Bundesländer abgestufte Vorgehensweisen der Altlastenbehandlung ein.
Dadurch soll garantiert werden, daß

•  möglichst flächendeckend die vorhandenen Altlastenverdachtsflächen erfaßt
werden,

•  die objektkonkreten Grundinformationen dieser Flächen erhoben werden,
•  die weitere Behandlung individuell angepaßt an die Altlast und deren Umfeld

erfolgen kann,
•  eine Vergleichbarkeit der Gefahrensituationen der Verdachtsfälle erreicht wird, um

sie für den weiteren Handlungsbedarf aus fachlichen Gesichtspunkten priorisieren
zu können,

•  der anfängliche Gefahrenverdacht mit vertretbarem Aufwand bei einer Vielzahl von
Altstandorten und Altablagerungen begründet ausgeräumt werden kann.

Die im Freistaat Sachsen verbindlich geltenden Stufen zur Altlastenbehandlung sind in Abb.1
dargestellt und im Teil 1 des "Handbuches zur Altlastenbehandlung in Sachsen" [7] (der auch
ein Glossar enthält) in ihrem Zusammenwirken beschrieben. Darauf wird im vorliegenden
Handbuch-Teil aufgebaut. Gegenstand des vorliegenden Teiles 2 des Handbuches sind die
ersten Schritte:

•  Erfassung von Altlast-Verdachtsfällen (synonym: Verdachtsflächen) und
•  formale Erstbewertung auf Beweisniveau 0.

Die bisher 1991 und 1992 herausgegebenen Materialien zur formalen Erstbewertung ([3] und
[4]) werden hiermit aktualisiert und ersetzt.

Das Ziel der Verdachtsfallerfassung (VFE) besteht darin, Altablagerungen und Altstandorte
mit ihrer Lage und Bezeichnung sowie dem Grund des Anfangsverdachtes für eine von ihnen
ausgehende Gefahr zu erheben und den zuständigen Umweltbehörden bekannt zu machen.
Dadurch soll gewährleistet werden, daß einerseits einem bestehenden Gefahrenverdacht in



geordneter Weise nachgegangen wird und andererseits bei beabsichtigten
Nutzungsänderungen im Umfeld oder Planungsvorhaben (Regional-, Verkehrsplanung,
Industriebrachenrecycling u. a.) Kenntnisse zu Auswirkungen von Altlastenverdachtsfällen
berücksichtigt werden können. Diese gesetzlich geregelte Handlungs- und Auskunftspflicht
der Umweltbehörden nach EGAB, SächsPolG, WHG, SächsWG und Umweltstatistikgesetz
setzt eine flächendeckende und möglichst vollständige Kenntnis aller relevanten
Verdachtsfälle voraus.

Abb. 1: Stufenprogramm der Altlastenbehandlung in Sachsen



Der entscheidungsrelevante Teil der erhobenen Daten wird zu diesem Zweck in das
Sächsische Altlastenkataster aufgenommen und als recherchierbare Datei und Fachkarte
vorgehalten.

Das Ziel der formalen Erstbewertung (FEB) besteht in einer ersten Einschätzung des
Verdachtsfalles auf der Basis allgemeinverfügbarer Daten (grundsätzlich im Zusammenhang
mit der VFE) sowie zur möglichen Ausbreitung von Schadstoffen zu Schutzgütern. Im
Unterschied zur nachfolgenden historischen Erkundung wird bei der FEB nicht die
Auswertung aller Akten aus Betriebsgeschichte und Behörden vorausgesetzt. Dabei soll aus
der Kombination gefahrbegünstigender Umstände (Schadstoffherd, Ausbreitungspfade,
Schutzgüter) eine Verdachtsfallpriorisierung zur Weiterbehandlung abgeleitet werden.
Andererseits sollen solche Verdachtsfälle herausgehoben werden, bei denen eine
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden
kann. Bei der FEB wird eine relativ geringe Schärfe der Aussage zugunsten einer schnellen
und kostengünstigen Priorisierung aller Verdachtsfälle in Kauf genommen. Die Prioritätsliste
der Verdachtsfälle als Ergebnis der formalen Erstbewertung ist wesentliche
Handlungsgrundlage im Umweltvollzug für die Festlegung weiterer Bearbeitungsschritte.

2. VERFAHREN DER VERDACHTSFALLERFASSUNG

2.1. INHALT
Der Verdacht auf eine Altlast (Definitionen siehe Handbuch, Teil 1 - Terminologie) begründet
sich in erster Linie auf vermutete oder bekannte örtlich begrenzte anthropogene
Schadstoffherde (Altablagerungen, Altstandorte). Zum Beginn der Altlastenbehandlung ist
die Gefährdung von Schutzgütern i. d. R. noch nicht belegbar. Die zur Erfassung/Anzeige
eines Altlastenverdachtsfalles erforderlichen Informationen sind in Anlage 1a als Formblatt
zusammengefaßt.

Vom Vorliegen eines Altstandortes wird grundsätzlich dann ausgegangen, wenn eine
Produktion, Lagerung oder Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen in relevanten Mengen
stattgefunden hat. Der Nachweis tatsächlicher Schadstofffreisetzungen in die Umwelt ist
Gegenstand späterer Untersuchungen (siehe nachfolgende Handbuch-Teile). Vorsatz,
Fahrlässigkeit oder Unwissenheit bei der Freisetzung sind nicht relevant für die Feststellung
eines Altstandortes. Branchen, bei denen umweltgefährdende Stoffe üblicherweise
eingesetzt werden oder anfallen, sind in Anlage 2a zusammengefaßt. War an einem
Standort eine der hier aufgelisteten Branchen ansässig, so ist grundsätzlich von einem
Altlastenverdachtsfall auszugehen. Waren mehrere derartige Branchen am Standort zeitlich
parallel oder in Folge vertreten, so sind alle zu erfassen und dem Verdachtsfall zuzuordnen.
Über begründeten Altlastenverdacht bei nicht in dieser Anlage aufgeführten Branchen ist im
Einzelfall durch die zuständige Behörde zu entscheiden (vgl. dazu auch Anlage 2b).

Die Einbeziehung von Bergbauhalden, Transportunfällen, Standsicherheitsproblemen und
anderen speziellen Verdachtsfällen in die Altlastenbehandlung wird in Abschnitt 2.3
behandelt. Im Zweifelsfall ist durch die zuständige Behörde sachgemäß zu entscheiden, ob



aus dem zurückliegenden Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen Gefährdungen für
Mensch, Umwelt und sonstige Schutzgüter zu besorgen sind.

Die Aufnahme von Altablagerungen als Altlast-Verdachtsfall ist dann vorzunehmen, wenn
unbekannte oder bekannte Stoffe abgelagert worden sind, von denen eine
Umweltgefährdung zu besorgen ist wie z. B.:

•  Siedlungsabfälle einschl. Bauabfälle,
•  Gewerbe- und Sonderabfälle,
•  kontaminierter Erdaushub,
•  Bergematerial.

Eine detaillierte Auflistung umweltrelevanter Abfälle liegt für die Altlastenbehandlung bei
(Anlage 3).

Ablagerungen in örtlichem und ursächlichem Zusammenhang mit Altstandorten werden
grundsätzlich nicht als gesonderte Verdachtsfälle erfaßt, sondern im Rahmen der weiteren
Fallbehandlung ausgewiesen (z. B. Ölteiche auf einem Gaswerksgelände). Ausnahmen sind
fallkonkret abzustimmen, wenn z. B. das Schadstoffpotential der Ablagerung offensichtlich
dominant oder andersgeartet gegenüber dem Altstandort ist.

Mindestvolumina zur Erfassung von Altablagerungen werden in Sachsen nicht festgelegt.
Andere Bundesländer orientieren sich an Größenordnungen ab 200 bis 400 m3.

Der vorliegende Handbuchteil gilt nicht für die Behandlung von:

•  Umweltgefährdungen durch radioaktive Strahlung sowie von
•  großflächigen (diffusen) Bodenbelastungen wie Depositions- und

Überschwemmungsgebiete sowie landwirtschaftliche Nutzflächen ([1],TZ 59).

Diese genannten Ausnahmen werden nach anderen Bestimmungen des Umweltrechtes
(Strahlenschutz, Bodenschutz, Immissionsschutz, Abfallrecht u. a.) behandelt. Die nicht ganz
eindeutige Formulierung zur zeitlichen Begrenzung einzubeziehender noch betriebener
Standorte und Ablagerungsflächen im Sondergutachten [1] wurde 1995 ([2]TZ 10) präzisiert
und an den "abgeschlossenen Tatbestand" der Kontamination gebunden. Danach sind heute
noch betriebene Standorte als Altlastenverdachtsfälle zu behandeln, sofern altlastrelevante
Anlagen bereits stillgelegt oder in ihrer Nutzung wesentlich geändert worden sind. Primär ist
der jedoch Verdacht auf abgelagerte umweltgefährdende Stoffe.

2.2. ABLAUF
Die Kenntnis über Altlastverdachtsfälle (AVF) kann bei behördlichen Fach- und
Vollzugsaktivitäten entstehen sowie bei wirtschaftlichen oder privaten Tätigkeiten. Abb. 2
stellt ohne Anspruch auf Vollständigkeit Vorgänge zusammen, aus denen
Altlastverdachtsfälle recherchiert werden können. Die grau unterlegten Vorgänge sind nach
bisheriger Erfahrung Hauptinformationsquellen für AVF.:

•  flächendeckende Verdachtsfallerfassung durch die Landratsämter und kreisfreien
Städte,

•  Anträge auf Altlastenfreistellung nach Umweltrahmengesetz,



•  Branchenaktivitäten verschiedener Wirtschaftszweige,
•  Anzeigen von Verdachtsfällen,
•  Behandlung von Schadensfällen im Umweltvollzug.

Abb. 2: Altlastenverdachtsfall - relevante öffentlich-rechtliche und privatrechtliche Vorgänge

Bevor ein erhobener Altlastenverdacht behördlicherseits weiterbehandelt wird, ist seine
Begründetheit sachlich zu prüfen. Dabei sind solche Anfangsverdachtsfälle abzuwehren, die
auf einem Irrtum beruhen oder deren Begründung nicht nachvollziehbar ist. Irrtümer treten
vorwiegend dann auf, wenn reine Adressenrecherche betrieben wird. Die in Karten, Adreß-
und Telefonbüchern vermerkten Anschriften sind nicht immer mit dem tatsächlichen
Produktionsstandort identisch (z. B. Verwaltungssitz oder Chefwohnung eines
Unternehmens). Derartige "Negativfälle", bei denen der Anfangsverdacht offensichtlich
unbegründet ist, sind vor der formalen Erstbewertung auszuscheiden. Alle sachlich
begründeten Verdachtsfälle werden nach einem Abgleich mit dem vorhandenen
Datenbestand (Vermeidung von Doppelerfassungen) durch das zuständige LRA in die
Verdachtsfalldatei des Altlastenkatasters aufgenommen. Der prinzipiell gleichartig auch für
andere Informationsquellen zur Erfassung von Verdachtsfällen gültige Verfahrensweg ist in
Abb. 3 schematisch dargestellt.



Abb. 3: Ablaufplan der Erhebung und Formalen Erstbewertung von Altlastverdachtsfällen



2.3. SPEZIELLE VERDACHTSFÄLLE
•  Bergbauhalden sind dann als Verdachtsfälle (Altlablagerungen) aufzunehmen,

wenn begründet angenommen werden kann, daß in ihnen entweder bergbaufremde
schadstoffverdächtige Substanzen (Abfälle) mit abgelagert wurden, oder wenn das
bergbaulich gewonnene Material sich in seiner Zusammensetzung oder
Mobilisierbarkeit (Schadstoffgehalt) signifikant vom Ablagerungsort
(Hintergrundbelastung) unterscheidet. Dies gilt i.d.R. bei Absetzbecken und
anderen Aufbereitungsrückständen.

•  stillgelegte Transportwege (Straßen, Schienenwege, Rohrleitungen u. ä.) sind
altlastverdächtig (Altstandorte), wenn auf ihnen umweltgefährdende Stoffe
transportiert wurden und Verluste in relevantem Umfang zu vermuten sind.

•  Transportunfälle sind als Altstandorte zu behandeln, sofern (auch nach ggf.
durchgeführten Maßnahmen zur Havariebekämpfung) der Verdacht auf relevante
Restmengen an Schadstoffen besteht (vgl. auch 2.1). Diesen Verdachtsfällen ist die
Branche zuzuordnen, aus denen das Transportgut stammt oder für die es in der
weiteren Verwendung bestimmt war. Zur Unterscheidung von
Produktionsstandorten kann bei der Erfassung des Verursachers im Zusatztext der
Vermerk "Transportunfall" eingetragen werden.

•  Rüstungsstandorte sind als Altstandorte zu behandeln. Zu beachten sind die
teilweise speziellen militärtypischen Schadstoff- oder Produktionsprofile sowie die
häufig vorhandene rechtliche Zuständigkeit des Staates (oder anderer Behörden)
als Verursacher (Definition auch als "Standorte der Militärproduktion" üblich).
Militärische Einrichtungen (auch Standorte des Militärbetriebes) sind als
Altstandorte zu erfassen, sofern in ihnen mit umweltgefährdenden Stoffen
umgegangen wurde.

•  Kontaminierte Gebäudeteile sind grundsätzlich nicht als Altlast, sondern als
(Sonder-)Abfall zu behandeln. Lediglich unterirdische Gebäude- und Anlagenteile
(Fundamente, Leitungen u. a.) können als Altstandort behandelt werden.

•  Standsicherheitsprobleme (z. B. Tagebauböschungen, Böschungen von
Verkehrswegen) sind keine Altlasten. Sie sind nur dann in die Behandlung von
Altlasten einzubeziehen, wenn sie eine relevante Randbedingung für die
Gefährdung durch Schadstoffe darstellen (vgl. dazu [1] und [7]). Die
Berücksichtigung von Standsicherheitsproblemen kann bei der formalen
Erstbewertung durch verbalen Hinweis an den Entscheidungsträger erfolgen, da
der Formalismus auf Gefährdungen durch Schadstoffausbreitung abstellt.



3. METHODIK DER FORMALEN ERSTBEWERTUNG
Jede Stufe der Gefährdungsabschätzung von Altlasten zielt auf eine Untersuchung und
Beschreibung des Gefahrentatbestandes.

Abb. 4: Gefahrentatbestand einer Altlast

 Dabei ist immer die Frage zu klären, welcher Schadstoff auf welchem Pfad in welcher Zeit
zu welchem Schutzgut gelangt und welche Schäden dort zu besorgen sind. Die formale
Erstbewertung bedient sich entsprechend ihrer Zielstellung einer Auswahl weniger, leicht
beschaffbarer und dem Untersuchungsstand und Aussageziel äquivalenter Daten. Dazu
gehören:

a) zum Schadstoffherd

bei Altstandorten:

•  die schadstoffrelevanten Produktionsbranchen, die entsprechend der
branchentypisch eingesetzten/anfallenden Schadstoffe in 5 Gefährdungsklassen (1
– kein Verdacht ... 5 - dringender Verdacht auf Schadstoffe) eingeordnet sind
(Anlage 2a). Dabei bedeutet die erste Ziffer die mindestens zu erwartende
Gefährdungsklasse, die zweite Ziffer die erfahrungsgemäß höchstens zu
erwartende Gefährdungsklasse (vgl. Erläuterungen zu "Minimal- und
Maximalbewertung" am Ende des Abschnittes 3). Die gemäß Anlage 2a
aufgelisteten Branchen haben Vorrang gegenüber der Klasseneinteilung nach
Anlage 2b, die nur im Ausnahmefall bei Unkenntnis der ansässigen Branchen
herangezogen werden soll.

•  eine grobe Klassifizierung der Flächengröße des Altstandortes als Indiz für Größe,
Stoffumsatz und anteilige Stoffverluste des früheren Standortes.

bei Altablagerungen:

•  die abgelagerten Abfallarten, die gemäß Anlage 3 entsprechend ihrer
Umweltrelevanz ebenfalls in 5 Gefährdungsklassen eingeordnet sind. Der
prozentuale Anteil verschiedener Abfallarten ist abzuschätzen.

•  eine klassifizierte Volumenangabe des abgelagerten Abfalls.

b) zum Pfad:

Entsprechend der Dominanz von Gefährdungssituationen über das Sicker- und Grundwasser
wird dieser Pfad vorrangig in die Bewertung der FEB einbezogen:

•  vertikale Durchlässigkeit (drei grobe Klassen) der Aerationszone
•  Sohlabstand des Kontaminationsherdes zum Grundwasser als Maß für die

Mächtigkeit der schützenden Aerationszone



Weitere Pfade (orale Aufnahme, Luftausbreitung, Nahrungskette) sind als
Entfernungsangabe zu den Schutzgütern indirekt berücksichtigt.

c) zu den Schutzgütern:

die kürzeste Entfernung zwischen Schadstoffherd und relevanten Nutzungen

•  der Wasserwirtschaft (Trinkwassergewinnung, Heilquellen)
•  in Siedlungsgebieten (Kindergärten, Wohnbebauung)
•  des Naturschutzes (Flußgebiete, Schutzgebiete)
•  zu sonstigen sensiblen Nutzungen (Landwirtschaft)

(Anmerkung: andere Schutzgüter wie Boden oder Luft werden bei der FEB nicht
berücksichtigt). Nähere Angaben und Randbedingungen für die zu erfassenden Daten sind
in der Anlage 2b aufgeführt.

Die Bewertung der Gefährdung erfolgt durch einen Algorithmus, der in den Abbildungen 5
und 6 schematisch dargestellt ist.

Bei Altablagerungen wird ein Ausgangsrisiko m1 des Schadstoffherdes mit einem
Wirkungsfaktor abc summiert, der sich aus Summanden des dominanten Pfades und den
kritischen Risiken aus der Nähe zu Schutzgütern zusammensetzt. Ergebnis ist eine
Bewertungszahl, die zwischen 0 und 100 liegt.

Bei Altstandorten erfolgt die Berechnung der Bewertungszahl als Produkt von Faktoren der
gleichen Elemente, wobei Werte zwischen 0 und 367 erreicht werden.

Die Unterschiede in den Algorithmen begründen sich einerseits im Bestreben nach
Vergleichbarkeit über Ländergrenzen, andererseits in der Absicht nach bestmöglicher
Widerspiegelung des Sachverhaltes. Eine hohe Bewertungszahl drückt in jedem Fall eine
hohe Wahrscheinlichkeit von Gefahrensituationen aus, eine Priorisierung der Verdachtsfälle
nach dem Bewertungsergebnis ist wesentliche Entscheidungsgrundlage für den
Handlungsbedarf im Umweltvollzug.

Nach statistischer Auswertung und fachlicher Einzelfallkontrolle in repräsentativem Umfang
gelten folgende Handlungsempfehlungen für ausgegrenzte Bereiche der
Bewertungsergebnisse:

EMPFOHLENER
HANDLUNGSBEDARF

BEWERTUNGSERGEBNISSE (MITTELWERT)

Altablagerungen Altstandorte
1. Dringlichkeitsstufe ≥ 90 ≥ 200

2. Dringlichkeitsstufe 70...89 140...199

spätere Bearbeitung möglich 30...69 30...139

vorläufig kein Handlungsbedarf 0..29 0...29

Bei fehlender Genauigkeit der Eingangsdaten gehen in die Bewertung Daten-Bereiche ein.



Die Verknüpfung der im Sinne der Gefährdung "ungünstigsten" Werte führt zu einer
Maximalbewertung (worst case) und ist Ausdruck der höchsten zu erwartenden Gefährdung.
Ein niedriger Maximalwert kann für eine Entscheidung zum Ausscheiden (von Negativfällen)
aus dem Altlastenverdacht herangezogen werden.

Die Verknüpfung aller "günstigen" Werte führt zur Minimalbewertung als Ausdruck der
mindestens zu erwartenden Gefährdung. Ein hoher Minimalwert sollte Anlaß sein, die
Dringlichkeit des weiteren Handlungsbedarfs zu prüfen einschließlich der Einleitung von
Sofortmaßnahmen zur Gefahrenabwehr. Liegen Minimal- und Maximalbewertung weit
auseinander, so ist dies Ausdruck einer geringen Datenschärfe und sollte eine kritische
Kontrolle der Verwertbarkeit des Bewertungsvorgangs anregen.

Das Ordnungskriterium für die Erstellung von Prioritätslisten bildet das arithmetische Mittel
aus Minimal- und Maximalwert, das als Ausdruck der mit der größten Wahrscheinlichkeit zu
erwartenden Umweltgefährdung interpretiert werden kann (realistic case).

Abb. 5: Formale Erstbewertung von Altablagerungen



Abb. 6: Formale Erstbewertung von Altstandorten

4. RECHENTECHNISCHE UNTERSTÜTZUNG
Allen sächsischen Umweltbehörden, die mit der Bearbeitung von Altlasten befaßt sind, steht
seit November 1994 das Programm SALKA (Sächsisches Altlasten KAtaster) zur Verfügung.
Mit diesem Programm können neben weiteren Funktionalitäten die Daten der formalen
Erstbewertung rechentechnisch erfaßt und bewertet werden. Damit wurden die vorher
verwendeten Programme DEPA-S und EBAS abgelöst. Eine Datenschnittstelle zur
(Übernahme der Daten wurde installiert. SALKA wird in den sächsischen Behörden
eingesetzt sowie im Rahmen von Untersuchungen durch beauftragte Dritte. Im letzten Fall
wird das PC-Programm mit dem Auftrag vom Auftraggeber an den Auftragnehmer
übergeben. Ein freier Vertrieb erfolgt aus Aufwandsgründen grundsätzlich nicht. Für den
Einsatz von SALKA 3.0 zur formalen Erstbewertung werden folgende Mindestanforderungen
an die eingesetzten Computer gestellt:

•  AT-kompatibler PC 386 oder höher
•  VGA-kompatible Grafikkarte (Farbmonitor empfohlen)
•  mind. 2 MB RAM (4 MB empfohlen)
•  mind. 530 kB freier Speicherplatz unter DOS bei Programmaufruf
•  Betriebssystem MS-DOS ab Version 4.01, DR-DOS oder kompatible Version
•  FILES - Wert in CONFIG.SYS mindestens 80



Die voraussichtlich ab März 1998 verfügbare Version SALKA 4.0 für Windows wird MS
Access bzw. Oracle als Datenbank nutzen. Es sind folgende Systemvoraussetzungen
notwendig:

•  PC 486 DX oder höher
•  Betriebssystem MS-DOS ab Vers. 6.0
•  Betriebssystem Windows 3.1, Windows 95, Windows NT
•  Hauptspeicher mind. 6 MB RAM, besser ab 16 MB RAM
•  virtueller Speicher für permanente Auslagerungsdateien 20 MB, besser ab 25 MB

Der Aufbau des Erfassungsbogens (Anlage 1b) und der Bildschirmaufbau der
Eingabemasken wurden aufeinander abgestimmt. Die auf dem Beleg angegebene
Numerierung der Datenpositionen wird auch für die Bildschirmmasken verwendet. Die
möglichen Auswahlkriterien stehen im Programm als Auswahlmasken zur Verfügung. Bereits
bei der Datenerhebung ist zu beachten, daß rechentechnisch, falls dies nicht anders
angegeben wurde, immer nur ein Kriterium eingegeben werden kann. Schlüsselfelder für
Gemeinde-, Branchen- und Abfallschlüssel sind als Dateien im Programm hinterlegt und
werden als Auswahlmerkmale angeboten. Hilfefunktion und Bedienerhandbuch [8]
unterstützen die Anwendung.

Die Bewertung der Daten eines Altlastenfalls wird vom Programm durchgeführt und erfolgt
automatisch nach Beendigung der Dateneingabe. Der gesamte Datenbestand kann im
Menüpunkt "Reorganisation" neu bewertet werden. Ausschlaggebend für den
Bewertungsalgorithmus (Altablagerung oder Altstandort) ist die Angabe "Art der
Verdachtsfläche", wobei die Angabe "Militärische und Rüstungsaltlast" die Bewertung
entsprechend der Altstandorte bewirkt. Nach der Erfassung sind die Daten durch den
Auftragnehmer auf Diskette auszulesen und dem Auftraggeber als Bestandteil des Berichtes
zur Verfügung zu stellen. Dieser (z. B. die zuständige Behörde) organisiert die Aktualisierung
des Datenbestandes im Sächsischen Altlastenkataster durch unmittelbares Einspielen.
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6. ANLAGENVERZEICHNIS
Anlage 1a Erfassung/Anzeige eines Altlastenverdachtsfalles

Anlage1b Erfassungsbeleg zur formalen Erstbewertung mit Ausfüllhinweisen

Anlage 2a Branchenkatalog

Anlage 2b Klasseneinteilung für Altstandorte ohne Branchenbezug

Anlage 3 Liste umweltrelevanter Abfälle



7. ANLAGEN



ANLAGE 1a: Vorlage zur Erfassung / Anzeige eines
Altlastenverdachtsfalles

Vorlage zur Erfassung / Anzeige eines Altlastenverdachtfales



ANLAGE 1b: Erfassung zur Formalen Erstbewertung mit
Ausfüllhinweisen

Erfassungsbeleg zur Formalen Erstbewertung Blatt 1/4



Erfassungsbeleg zur Formalen Erstbewertung Blatt 2/4



Erfassungsbeleg zur Formalen Erstbewertung Blatt 3/4



Erfassungsbeleg zur Formalen Erstbewertung Blatt 4/4



AUSFÜLLHINWEISE

Der Datenerfassungsbeleg zur formalen Erstbewertung gilt für Altablagerungen und
Altstandorte. Es werden sowohl die allgemeingültigen Falldaten der Altlastenverdachtsfläche
als auch die Bewertungsdaten für die formale Erstbewertung erfaßt. Die Eingabedaten sind
auf dem Beleg fortlaufend durchnumeriert. Daten, die nur für Altablagerungen bzw. nur für
Altstandorte zu erheben sind, wurden entsprechend gekennzeichnet (z. B. (12A) für
Altablagerungen und (12S) für Altstandorte). Für Daten, die Einfluß auf das
Bewertungsergebnis der formalen Erstbewertung haben, wurde die laufende Nummer
fettgedruckt und unterstrichen. Bei den auszufüllenden Informationen handelt es sich
entweder um Textangaben oder um Auswahlkriterien. Da die Daten nach der Erhebung
rechentechnisch erfaßt werden sollen, ist für Textfelder die bei der Beschreibung der
einzelnen Daten angegebene, maximale Anzahl von Zeichen zu beachten. Ist es für die
Beschreibung der Altlastenverdachtsfläche notwendig, längere Einträge vorzunehmen, sind
diese auf einem zusätzlichen Blatt anzugeben. Im Programm steht dazu das
Bemerkungsfeld zur Verfügung. Bei den Auswahldaten ist darauf zu achten, daß nur eine der
möglichen Angaben angekreuzt werden kann. Ausnahmen werden auf dem Erfassungsbeleg
extra angegeben.

Zur Ausfüllung werden nachfolgend einige Hinweise unter Bezug auf die im Erfassungsbeleg
verwendete Numerierung der Datenpositionen gegeben:

(1) Gemeindeschlüssel: Es wird der aktuelle Gemeindeschlüssel des Statistischen
Landesamtes eingetragen. Ist dieser nicht bekannt, kann diese Position freigelassen werden,
da er im Programm SALKA durch die Auswahl des Gemeindenamens, entsprechend den
Angaben in (2) und (3), festgelegt wird. Der Gemeindeschlüssel ist nicht Bestandteil der
Altlastenkennziffer.

Kennziffer: Die Altlastenkennziffer soll zur eindeutigen Identifikation der Altlast innerhalb
Sachsens dienen, das heißt, jede Kennziffer darf nur einmal vergeben werden.
Verantwortlich für die Vergabe ist das zuständige Landratsamt bzw. die kreisfreie Stadt. Der
Aufbau ist wie folgt:

 (2) Landkreis/Gemeinde: Textangabe zu Gemeinde und Landkreis entsprechend der

(3) Angabe des Gemeindeschlüssels in (1).

(4) Ortsteil: (15 Zeichen) Die Zusammenlegung von mehreren Gemeinden durch die
Gebietsreform macht die Angabe des Ortsteiles an dieser Stelle besonders notwendig.

(5) Straße/Lage: (30 Zeichen) Es ist die ortsübliche Lageangabe der Altlast, nicht die
Anschrift des Eigentümers einzutragen. Innerhalb von Ortschaften ist das Straße und
Hausnummer, außerhalb von Ortschaften die Lage zu markanten, örtlich bekannten
Punkten. Flurstücksnummern sind hier nicht einzutragen.



(6) Bezeichnung: (40 Zeichen) Die ortsübliche Bezeichnung der Altlastenverdachtsfläche ist
anzugeben.

(7) Art der Verdachtsfläche: Die Auswahl der entsprechenden Angabe bestimmt sowohl
den Verlauf der Erfassung, als auch den Bewertungsalgorithmus der formalen
Erstbewertung. Dabei ist zu beachten, daß militärische und Rüstungsaltlasten wie
Altstandorte erfaßt und bewertet werden. Die Kombination Altstandort mit Altablagerung ist
nicht vorgesehen. Da diese Kombination jedoch vorkommt, sollte wie folgt vorgegangen
werden:

•  Handelt es sich bei der Altablagerung um betriebsspezifische Abfälle von
geringerem Umfang; ist diese nicht extra zu erfassen, da die Gefährdungsklasse
der abgelagerten Stoffe sich auch in der Gefährdungsklasse der Branche
niederschlägt.

•  Wurden auf dem Altstandortgelände auch für den Standort untypische Abfälle
abgelagert oder handelt es sich um sehr große Betriebsdeponien, so sind sowohl
der Altstandort als auch die Altablagerung als verschiedene Altlastenverdachtsfälle
zu erfassen.

 (8) Verursacher/Betreiber: Der Handlungsstörer, der u. U. auch heute noch
Kontaminationen verursacht, oder der Rechtsnachfolger des Handlungsstörers ist hier
entsprechend den gemachten Vorgaben zu klassifizieren. Hierbei besteht die Möglichkeit,
durch einen kurzen Zusatztext (10 Zeichen) noch genauere Spezifizierungen vorzunehmen.
Weiterhin sind Name (35 Zeichen) sowie Anschrift (Straße und Ort je 30 Zeichen)
einzutragen. Sollte es in der Vergangenheit mehrere Handlungsstörer gegeben haben, ist
derjenige mit der höchsten Altlastenrelevanz einzutragen. Falls es notwendig ist, können
weitere Nutzer auf einem zusätzlichen Blatt angegeben und in SALKA in den Bemerkungen
gespeichert werden.

(9) Angaben zu Eigentümer und Flurstück können mehrfach gemacht werden! Eigentümer:
Der Eigentümer ist entsprechend den gemachten Vorgaben zu klassifizieren. Hierbei besteht
die Möglichkeit, durch einen kurzen Zusatztext (10 Zeichen) noch genauere Spezifizierungen
vorzunehmen. Weiterhin sind Name (35 Zeichen) sowie Anschrift (Straße und Ort je 30
Zeichen) einzutragen.

Flurstücks-/ Gemarkungsnummer: Die Eintragung ist entsprechend dem automatisierten
Liegenschaftsbuch des Landesvermessungsamtes vorzunehmen. Folgende Schreibweise ist
dabei zu beachten:

Gemarkung: 4-stelliger Gemarkungsschlüssel

Flurstücksnummer: 5-stelliger Flurstückszähler

4-stelliger Flurstücksnenner

Hinweis auf Freistellung: Eine entsprechende Klassifizierung zum Freistellungsverfahren
nach Art.1 §4 (3) des Umweltrahmengesetzes ist vorzunehmen und, falls ein
Freistellungsantrag besteht, die Registriernummer des RP (max.10 Zeichen) einzutragen.

(10) Topografische Lage: Es sind die Kartennummer, Hoch- und Rechtswert des
Flächenmittelpunktes der Altlastenverdachtsfläche anzugeben. Als Kartengrundlage ist die
topografische Karte, Normalausgabe (N) oder Ausgabe Volkswirtschaft (AV), im Maßstab



1:25 000 bzw. 1:10 000 zu verwenden. Die Koordinatenangabe erfolgt 7-stellig, bei
ungenaueren Angaben muß mit Nullen aufgefüllt werden.

Hinweis zu Teilflächen: Jede Altlastverdachtsfläche kann in maximal 999 Teilflächen
unterteilt werden. Generell wird die Teilfläche 000 angelegt, die der gesamten Altlast
entspricht. Da die formale Erstbewertung immer für die gesamte Altlastverdachtsfläche
durchgeführt wird, sollte auf diesem Beweisniveau noch keine Aufteilung erfolgen, sondern
für jede Verdachtsfläche eine Kennziffer vergeben und der Erfassungsbeleg ausgefüllt
werden. Die Daten zu "Hinweis auf Freistellung" und zur "Topografischen Lage" sind für
jede Teilfläche anzugeben. Auf diesem Beleg werden sie der Teilfläche 000 und somit der
Gesamtfläche zugeordnet. Von Bedeutung gewinnt die Gliederung in Teilflächen erst bei
höheren Erkundungsstufen, wenn Flächen durch Verkauf, Anordnung in unterschiedliche
Untersuchungsgebiete oder anderen Gründen aufgeteilt werden. Hier sollte die Vergabe von
Teilflächennummern verwendet werden. Diese verhindert, daß ständig neue
Altlastenkennziffern vergeben werden müssen und der Erkundungsweg einer
Altlastverdachtsfläche nicht mehr nachvollziehbar ist. Die Bewertungsergebnisse höherer
Erkundungsstufen können teilflächenbezogen abgespeichert werden.

(11A) Die folgenden Angaben sind nur für Altablagerungen von Bedeutung!

Betriebskategorie: Unter Bezugnahme auf Anlage 2 des Erlasses zur "Stillegung von
Deponien" (Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, 09.05.1997)
sind Deponien und Altablagerungen in Betriebskategorien einzuordnen. Nach diesen
Kategorien regeln sich Zuständigkeiten, Rechtsgrundlagen und der weitere Verfahrensweg.

Ablagerungsart: Die Art der Ablagerung ist entsprechend den Vorgaben einzustufen.

Restvolumen: Gemäß den Vorgaben ist anzugeben, welche Ablagerungskapazität zum
jetzigen Zeitpunkt noch vorhanden ist (auch bei nicht mehr betriebenen oder geschlossenen
Anlagen). Das Restvolumen bezieht sich auch auf mögliche Erweiterungsflächen.

Standsicherheit: Entsprechen der Vorgaben ist die Standsicherheit der Ablagerung
einzuschätzen.

(12A) Inbetriebnahme: Es ist die Jahreszahl der Inbetriebnahme der Altablagerung
anzugeben. Die dazu gemachten Vorgaben stufen die Verläßlichkeit der gemachten Angabe
ein.

(12S) Nachfolgende Angaben sind nur für Altstandorte von Bedeutung:

Betriebsdauer: Die Jahreszahlen für Betriebsbeginn und -ende sind für die
altlastenrelevanten Tätigkeiten anzugeben und eine Klassifizierung entsprechend den
gemachten Vorgaben ist vorzunehmen.

Einwirkdauer: Die Einstufung erfolgt den Vorgaben entsprechend. Unter Einwirkdauer ist
die vermutliche Dauer des Stoffeintrags zu verstehen. Diese muß nicht identisch sein mit der
Betriebsdauer (z. B. bei Havarien, Kriegseinwirkungen, Demontage). Sind hierzu keine
Informationen vorhanden, sollte die Betriebsdauer zugrundegelegt werden.



Kontaminationsstatus: Gemäß der Vorgaben ist das aktuelle Kontaminationsgeschehen
näher zu bezeichnen.

(13) Ausbreitungsstadium der Kontamination: Entsprechen der Vorgaben werden die
betroffenen Schutzgüter und die erfolgte Ausbreitung der Kontamination klassifiziert. Die
nachfolgenden Vorgaben sind bei entsprechenden Kontaminationsstadien anzugeben:

Boden bei Versiegelung der Oberfläche

Boden, Grundwasserneubildung bei nachgewiesener Grundwasserkontamination und
Grundwasser

sonstige Kombinationen nähere Angaben ergeben sich aus (19)

(14) Kontaminierte Fläche oder Flächenklasse / mittlere Mächtigkeit: Es ist die Größe
der kontaminierten Fläche in m2 und die geschätzte mittlere Tiefe der Kontamination in m
einzugeben. Die Genauigkeit der Angabe ist gemäß den Vorgaben zu spezifizieren. Sind
diese Angaben nicht bekannt, muß eine Zuordnung der Flächenklasse erfolgen. Die Angabe
der Fläche bzw. der Flächenklasse ist für Altstandorte bewertungsrelevant.

(15) Volumen: Das Volumen ist in m3 anzugeben und die Genauigkeit der Angabe ist durch
die Vorgaben zu klassifizieren. Die Angabe "unbekannt" ist nur für Altstandorte zulässig, da
das Volumen für die Altablagerungen bewertungsrelevant ist.

(16) Entfernungsangaben zu Schutzgütern: Für die aufgeführten Anlagen und Gebiete
sind gemäß den Vorgaben die Entfernungen zu klassifizieren. Es ist die Entfernung zur
nächstgelegenen äußeren Gebietsgrenze bzw. zum nächstgelegenen Teil der Anlage
anzugeben. Kann eine (z. B. hydraulische) Verbindung zwischen Verdachtsstandort und (z.
B. wasserwirtschaftlichem) Schutzgut mit Sicherheit ausgeschlossen werden, so ist
"Gefährdung ausgeschlossen" einzustufen. Wurde bereits eine Ausbreitung der
Kontamination durch frühere Untersuchungen festgestellt; ist die geringste Entfernung
zwischen Schutzgut und der nachgewiesenen Ausbreitung anzugeben.

(17) Durchlässigkeitsstufe: Entsprechend den Vorgaben ist die hydraulische
Durchlässigkeit des natürlichen Bodenkörpers unter der Altlast einzustufen (kf-Wert in m/s).
Betrachtet werden muß dabei die Aerationszone (Sickerweg bis zum mit Grundwasser
gesättigten Teil des Untergrundes). Bei ausgeprägter durchgehender Schichtung sollte der
geringste, bei Klüftungen, Fenstern und in Wechsellagen sollte der höchste
Durchlässigkeitswert eingestuft werden. Eine Bereichseinschätzung ist durch Angabe von
zwei Werten möglich.

(18) Sohllage zum Grundwasser: Es sind die Lage der Sohle des Kontaminationsherdes
zum Grundwasser entsprechend den Vorgaben einzustufen und der Abstand in Metern
anzugeben. Unter Sohle des Kontaminationsherdes ist in der Regel bei Altstandorten die
Tiefe des entsprechenden Bauwerkes, Tanks oder ähnliches, bei Altablagerungen die
Deponiesohle zu verstehen. Bei vorliegenden Meßwerten ist die nachgewiesene
Kontaminationstiefe ausschlaggebend. Liegt die Sohle im natürlichen Schwankungsbereich
des Grundwasserspiegels, ist "Kontamination ragt ins Grundwasser" anzugeben. Eine



Bereichseinschätzung bei Datenunsicherheit oder Grundwasserschwankungen ist durch die
Auswahl zweier Vorgaben möglich.

(19) Gefährdete Objekte für die einzelnen Schutzgüter: Soweit vorhanden sind konkrete
Objekte der einzelnen Schutzgüter zu benennen und deren Gefährdung gemäß den
Vorgaben einzustufen. Objekte können sein: exakt benennbare Gewässer, Wasserwerke,
Landschaftsteile, Siedlungen, sensible Nutzungen, Bauwerke usw.

(20A) Abgelagerte Schadstoffe: Zur Einschätzung des Ausgangsverdachtes von
Altablagerungen ist an Hand der Liste umweltrelevanter Abfälle

(Anlage 3) das Spektrum des abgelagerten Materials so genau wie möglich aufzuführen und
deren prozentualer Anteil anzugeben.

(20S) Einordnung nach Branchenschlüssel oder Klassennummer: Die Einschätzung des
Ausgangsverdachtes von Altstandorten wird mit Hilfe des Branchenkataloges (Anlage 2a)
oder bei Altstandorten ohne Branchenbezug an Hand der Einteilung nach Klassennummern
(Anlage 2b) durchgeführt. Vorrang hat die Einteilung nach Branchen. Es sind alle am
Standort vorhandenen, relevanten Branchenschlüssel aus dem Branchenkatalog (Anlage
2a) einzutragen. Für diesen Fall wird kein Eintrag der Klassennummern vorgenommen. Ist
ein angemessener Branchenbezug nicht vorhanden oder nicht bekannt, erfolgt
ausnahmsweise die Angabe der entsprechenden Klassennummer (Anlage 2b).

(21) Geplante und durchgeführte Untersuchungen: Falls zum vorliegenden Altlastenfall
bereits weitere Untersuchungen im Rahmen der Sächsischen Altlastenmethodik vorliegen
oder diese zeitgleich durchgeführt werden, kann hier der entsprechende
Untersuchungsstand eingetragen werden. Vorhandene Gutachten sollten in den
Bemerkungen aufgeführt werden.

(22) entfällt

(23) Hinweis auf Förderung: Falls bekannt, sind gemäß den möglichen Vorgaben
Informationen zur Förderung der Altlastenbehandlung anzugeben.

(24) Fotodokumentation: Das Vorhandensein von Fotodokumentationen ist an Hand der
Vorgaben anzugeben. Im dazugehörigen Textfeld (15 Zeichen) können noch weitere
Angaben gemacht werden.

(25) Zusätzliche Hinweise, Bemerkungen und Handlungsvorschläge: In diesem Textfeld
und bei Bedarf auf zusätzlichen Blättern können weitere wesentliche Informationen zu
Untersuchungen, Projektarbeiten, Sanierungsmaßnahmen, Quellverweise auf vorliegende
Unterlagen und sonstigen Angaben, die durch die formale Erfassung nicht berücksichtigt
wurden, aufgenommen werden.

(26) Erfassungsdatum, Institution, Bearbeiter, Qualifikation: Die hier gemachten
Angaben beziehen sich auf den Hauptbearbeiter der Erhebung der Daten der formalen
Erstbewertung.



ANLAGE 2a

BRANCHENKATALOG

Branchenkatalog Branchennummer 0005 - 0420



Branchenkatalog Branchennummer 0430 - 0830



Branchenkatalog Branchennummer 0835 - 2180



Branchenkatalog Branchennummer 2190 - 4060



Branchenkatalog Branchennummer 4070 - 7900



ANLAGE 2b

Klasseneinteilung für Altstandorte ohne Branchenbezug



ANLAGE 3

Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 00000 - 11421



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 11700 - 13703



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 13704 - 18403



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 18404 - 31207



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 31208 - 31425



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 31426 - 31635



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 31636 - 35504



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 39000 - 51516



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 51517 - 52723



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 52724 - 54405



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 54406 - 55201



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 55202 - 55358



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 55359 - 57125



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 57126 - 58118



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 58119 - 91202



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 91203 - 95000



Liste umweltrelevanter Abfälle Abfall-Nr. 95100 - 99199
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